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Die Bundesrepublik Deutschland ist gemäß Artikel 20 Absatz 
1 Grundgesetz ein demokratischer und sozialer Bundes­
staat. Die bloße Feststellung ist ein politischer Auftrag 
mit Verfassungsrang und somit stetige Verpflichtung aller 
demokratischen Kräfte. Die Aufrechterhaltung, Sicherung 
und Verfolgung der Staatsziele, wie des Sozialstaatsprinzips, 
erschöpft sich deswegen auch nicht in politischen Appellen. 
Sie verlangt mehr als die regelmäßige öffentliche Ermahnung 
zur Einhaltung von Regeln und Ordnungen und Forderung 
nach einem fairen Umgang auf den Märkten.

Die politisch Verantwortlichen müssen durch ihr Handeln 
sicherstellen, dass die Bürgerinnen und Bürger, die aktiver 
Teil und nicht bloße Zuschauer des gemeinsamen, demokra­
tischen, sozialen, wirtschaftlich und rechtsstaatlich gepräg­
ten Zusammenlebens sind, immer das nötige Vertrauen 
in die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland haben.

Die Garantie der Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft, 
die Gewissheit und das Vertrauen in die Rechtmäßigkeit 
des Erwerbs von Eigentum und Vermögen, in die Qualität, 
Sicherheit und Legalität der produzierten Waren sowie ein 
fairer und zu diesem Zweck maßvoll geregelter und nicht 
rücksichtsloser Wettbewerb aller Wirtschaftsbeteiligten auf 
den Produktions-, Handels-, Dienstleistungs-, Finanz- und 
Arbeitsmärkten sind die berechtigte Mindesterwartung der 
Bürgerinnen und Bürger in einem sozialen Staat.

Das gilt umso mehr, weil die Märkte einer zunehmenden 
Globalisierung ausgesetzt sind und nationale Instrumente 
zu deren Steuerung und Überwachung immer weniger 
tauglich sind, die errungenen Rechte und Garantien der am 
jeweiligen Markt Beteiligten auf dem hohen und gewohnten 
Niveau zu bewahren.

Genau dieses Vertrauen, vor allem in die soziale und rechts­
staatliche Ordnung, wird aber nicht nur durch die undurch­
sichtigen und rasanten Prozesse der Globalisierung bedroht. 
Auch eine zunehmende Kriminalität, vor allem im Bereich 
der Steuer-, Finanz- und Wirtschaftskriminalität, Geldwäsche 
und Organisierter Kriminalität, bedroht diese Ordnung. 
„White-Collar-Crime“ im Nadelstreifen gehört genauso zu 
diesem bedrohlichen Spektrum wie üble Auswüchse von 
Clankriminalität, Rockerbanden oder Kriminalität im Netz 
(Cybercrime, illegaler Internethandel, etc.).

Das Anwachsen dieser Art von Kriminalität ist ein schleichen­
des Gift für jede demokratisch verfasste Gesellschaft, deren 
Fundament das Vertrauen in die Sozial- und Rechtsstaatlich­
keit benötigt. Eine sich verstetigende und weitestgehend 
im verborgenen stattfindende Etablierung von kriminellen 
Strukturen zur Erzielung von immensen illegalen Gewinnen 
durch eine wuchernde Steuer-, Finanz- und Wirtschafts­
kriminalität, Geldwäsche und Organisierte Kriminalität, mit 
der Folge gigantisch anwachsender inkriminierter Vermögen, 
bedroht auf Dauer jedes sozial, wirtschaftlich und recht­
lich geordnete demokratische Gemeinwesen. Es trennt die 

Menschen in die redlichen, verantwortlichen und aufrecht-
ehrlichen auf der einen Seite und die dreisten, unverschäm­
ten und maßlos-egoistischen auf der anderen Seite. Kurz 
gesagt, in Verlierer und Gewinner, weil sich die Letztgenann­
ten durch ihr ungebremstes illegales Vorgehen erhebliche 
Wettbewerbsvorteile auf allen Märkten gegenüber allen 
anderen redlich agierenden Menschen verschaffen.

In der Bilanz tauchen die großen illegalen Vermögen und 
Gewinne als ebenso große Verluste und Schäden beim Staat 
und bei den Ehrlichen auf.

Die Gewerkschaft der Polizei fordert seit vielen Jahren die 
Errichtung einer Bundesfinanzpolizei. Sie reagiert damit 
darauf, dass die wichtigsten Akteure im Kampf gegen 
Wirtschaftskriminalität, nämlich Polizei, Zoll und Steuerfahn­
dung, nicht ausreichend vernetzt sind. Als große Schwäche 
im System hat die GdP die Tatsache erkannt, dass Polizei- 
und Zollbehörden keinen regelmäßigen Austausch mit 
den Steuerfahndern führen können. Zwar funktioniert die 
kollegiale Zusammenarbeit im individuellen Bereich immer 
besser, aber der institutionelle Austausch ist nicht gegeben. 
Die GdP fordert deshalb auch die Einrichtung einer Zentral­
stelle für den Bereich der Delikte im Zuständigkeitsbereich 
der Steuerfahndungen und der Ermittlungsdienste des Zolls 
(Zollfahndung und FKS), die ähnlich wie das BKA bundesweit 
koordinierend und in bestimmten Fällen unterstützend oder 
vorgangsführend tätig wird und dabei auch die Dienststellen 
der Steuerfahndungen einbezieht. Eine solche Zentralstelle 
wäre durch die Weiterentwicklung des Zollkriminalamtes 
möglich.

Nach wie vor sind, nach Auffassung der GdP, der Zoll und 
auch die Steuerfahndungen der Länder nicht ausreichend 
mit den übrigen Polizeibehörden vernetzt. Als besonderes 
Hemmnis für die gesamte wirksame Bekämpfung der 
Steuer-, Finanz- und Wirtschaftskriminalität erkennt die 
GdP die starren Grenzen der §§ 30 AO, 68 SGB X, d. h. das 
Steuer- und Sozialgeheimnis. Es muss möglich werden, dass 
die Strafverfolgungsbehörden (Polizei, Zoll, Steuerfahndun­
gen und Staatsanwaltschaften) in begründeten Verdachts­
fällen von Steuer-, Finanz- und Wirtschaftskriminalität, 
Geldwäsche und Schmuggel von enormem Ausmaß bzw. 
von erheblicher Bedeutung einen schnelleren Zugang zu den 
Daten der Steuer- und Sozialbehörden bekommen. Dadurch 
können vor allem Strukturermittlungen deutlich effizienter 
gestaltet werden. Es ist unbestreitbar, dass hochkriminelle 
Personen z. B. Sozialleistungen kassieren und zugleich über 
bedeutende inkriminierte Vermögenswerte, z. B. Luxus­
autos, Immobilien, etc. verfügen. Um den alten Grundsatz 
„Folge der Spur des Geldes“ besser Rechnung tragen zu 
können, müssen die äußerst engen Grenzen des Steuer- und 
Sozialgeheimnisses gelockert werden.

Um die Schwächen bei der bundesweiten Bekämpfung der 
sogenannten „Weißen-Kragen-Kriminalität“ zu verringern, 
muss die Financial Intelligence Unit (FIU) besser aufgestellt 
werden.
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Der Grundgedanke, die FIU im Bereich des Zolls einzurich­
ten, war und ist richtig. Geldwäschebekämpfung muss beim 
Finanzministerium angesiedelt sein. Aber die FIU war von 
Beginn an nicht mit der notwendigen Expertise und den 
nötigen Datenzugängen ausgestattet. Daher kann es nicht 
überraschen, dass die 2017 neu aufgestellte FIU beim Zoll 
bis heute noch nicht die für die zuständigen Ermittlungsbe­
hörden notwendigen Informationen liefert, um Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung wirksam zu bekämpfen. Der 
FIU fehlt die dafür erforderliche strategische Ausrichtung, 
das nötige und fachkundige Personal, die nötige Sachmit­
telausstattung, ein tauglicher Workflow sowie die erforder­
lichen kriminalpolizeilichen Daten. Hierdurch gehen immer 
wieder Ermittlungsansätze verloren. Damit die zuständigen 
Ermittlungsbehörden von Bund und Ländern wieder stärker 
und möglichst zeitnah in die Bearbeitung von Geldwäsche­
verdachtsmeldungen einbezogen werden, bedarf es einer 
vollständigen Neukonzeption im Zusammenspiel von FIU mit 
den übrigen Ermittlungsbehörden.

Die GdP fordert, die FIU deutlich stärker kriminalistisch und 
strategisch als „Intelligencedienst“ auszurichten und dieser 
Stelle die hierfür notwendigen Sachmittel (einschließlich IT 
und Liegenschaften), das erforderliche und kriminalistisch 
fachkundige Personal und die zur kriminalpolizeilichen Be­
wertung der eingehenden Verdachtsmeldungen benötigten 
Zoll- und Polizeidaten online zur Verfügung zu stellen. Den 
Ermittlungsbehörden des Bundes und der Länder (Staatsan­
waltschaften, Polizei- und Zollbehörden) sind zeitnah wieder 
geeignete Möglichkeiten und Informationen bereitzustellen, 
um aus den vorliegenden Geldwäscheverdachtsmeldungen 
brauchbare Ermittlungsansätze zu generieren. Die GdP for­
dert darüber hinaus, dass die FIU als eigenständige Behörde 
mit den Nachrichtendiensten wechselseitig ihre Daten sach­
gerecht teilt. Ein Vertreter der FIU sollte darüber hinaus zum 
Zwecke der Terrorbekämpfung im Gemeinsamen Terrorab­
wehrzentrum (GTAZ) vertreten sein.

Um die FIU besser aufzustellen, und weil die FIU keine 
Polizeibehörde ist, müssen die Mitarbeiter der FIU auf ALLE 
Datenbestände der 16 Landespolizeibehörden, des BKA und 
der Bundespolizei (IGVP; WiWa, etc.) und des Zolls zugreifen 
können. Der derzeitige Zugriff auf InPOL-Bund und InZoll ist 
nicht ausreichend. Die GdP regt den Zugriff auf mindestens 
folgende Datensysteme an: AZR, Melderegister, ZEVIS (auch 
europäisch), BZR, staatsanwaltliches Verfahrensregister 
(Straf), Profis, Atus, Luna, Bafin-Zugang, Schuldnerverzeich­
nis, Bengali (Vollstreckungsdatenbank der Zollverwaltung), 
Fluggastdaten und den eingeschränkten Zugriff auf Sozialda­
tenbanken. Dabei sollen die verarbeiteten Daten in der FIU 
bleiben und dürfen nur für den Zweck der Analyse, Bewer­
tung und Verteilung verwendet werden.

Eine deutliche Verbesserung strebt die GdP bei der Bekämp­
fung des irregulären Bargeldflusses an. Die Anzahl von Fällen 
unbekannter Bargeldherkunft ist deutlich zu hoch. Geld­
wäscher sind in der Regel polizeilich unbekannt. Die GdP 
fordert deshalb, dass entsprechende Bargeldfeststellungen 

wie Geldwäsche-Verdachtsmeldungen behandelt werden, 
d. h. sie sollen 5 Jahre gespeichert werden.

Die derzeitigen Meldewege bei Geldwäscheverdachtsmel­
dungen von der Bank zur FIU, obwohl eine örtliche Polizei- 
oder Zollbehörde zuständig wäre, sind zu lang und fehler­
anfällig. Da die Mitarbeiter in den Compliance-Abteilungen 
der Banken ganz überwiegend gute Arbeit leisten, sollte 
das Geldwäschegesetz dahingehend verändert werden, 
dass Banken auch direkt, jedoch nur zusätzlich (neben der 
Meldung an die FIU), an lokale Polizei- und Zollbehörden 
melden können. Darüber hinaus müssen die Kolleginnen und 
Kollegen der Polizei- und Zollbehörden, die Geldwäschebe­
kämpfung und Vermögensabschöpfung betreiben, einen 
besseren Datenaustausch mit der FIU in standardisierten 
Verfahrensabläufen haben.

Es ist anzustreben, dass die FIU Betrugsfälle und andere 
Straftaten mit nennenswerter Gewinnerzielungsabsicht 
besser erkennen kann, damit sofort Geld gemäß § 40 GWG 
eingefroren und der Sachverhalt an die örtlich und sachlich 
zuständige Polizei- oder Zollbehörde weitergeleitet werden 
kann. Um dieses Ziel zu erreichen, muss die FIU insgesamt 
personell und strukturell ertüchtigt werden.

Um Geldwäsche umfassend bekämpfen zu können, fordert 
die GdP zu prüfen, wie auch jene Geldwäschehandlungen 
unter Strafe gestellt werden können, bei denen zwar der 
Geldwäscher keine konkrete Kenntnis von der Vortat hat, 
er aber aus dem Gesamtzusammenhang der Anberaumung 
der Transaktion von der Illegalität des Vorganges ausgehen 
muss. So könnte auch jene Geldwäsche bestraft werden, die 
sich mittlerweile als selbstständige Dienstleistung im illega­
len Milieu etabliert hat, bei der eine Summe illegalen Bar­
geldes oder anderer Zahlungsverkehre und Finanztransak­
tionen von einem Dienstleister ohne Kenntnis über Herkunft 
des Vermögens durch einen scheinbar legalen Wirtschafts­
vorgang geschleust und somit legalisiert wird.

Zusammenfassend fordert die GdP:

1. �Die Einrichtung einer Bundesfinanzpolizei bleibt 
herausragendes Ziel der gewerkschaftspolitischen 
Arbeit der GdP. 
Zoll, Steuerfahndung und Polizei müssen enger 
vernetzt werden und nicht nur verfahrensgebunden 
und im Einzelfall zusammenarbeiten. Hier sollten 
schon zeitnah Formen der besseren Zusammenarbeit 
gesucht werden.

2. �Das Steuergeheimnis gemäß § 30 AO und das So-
zialgeheimnis gemäß 68 SGB X müssen unter dem 
Gesichtspunkt wirksamer Bekämpfung der Finanz- 
und Wirtschaftskriminalität sowie des Schmuggels 
und der Geldwäsche reformiert werden. Vorhandene 
Durchbrechungstatbestände reichen nicht aus, um 
effektiv diese Kriminalität zu bekämpfen.
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 3. �Maßnahmen auf der Rechtsgrundlage des § 76a Ab-
satz 4 StGB (selbstständige Einziehung) können nur 
dann umgesetzt werden, wenn genügend Personal 
vorhanden ist. Wer vor allem Organisierte Krimina-
lität wirksam bekämpfen will, muss das Personal für 
diese Bekämpfungsstrategie bei Zoll und Polizei, aber 
auch bei den Justizbehörden, bereitstellen.

4. �Das Zollkriminalamt (ZKA) ist zu einer Zentralstelle für 
die Zusammenarbeit der Steuerfahndungen und des 
Zolls weiterzuentwickeln. Das ZKA muss dann auch 
ein Lagebild über Delikte im gesamten Zuständig-
keitsbereich der Zoll- und Steuerbehörden erstellen. 
Ziel ist es, durch Zusammenlegung der Daten von 
Bundeskriminalamt und Zollkriminalamt, jährlich ein 
vollständiges Lagebild zu erhalten, das die gesamte 
Kriminalität in Deutschland, einschließlich der Steu-
er-, Finanz-, Arbeits- und Wirtschaftskriminalität, der 
Geldwäsche und des Schmuggels, umfasst.

5. �Der geringen Anzahl der Geldwäsche-Verdachtsmel-
dungen aus dem Bereich der Steuerverwaltungen der 
Länder muss entgegengewirkt werden, denn auch 
illegal erwirtschaftete Vermögen werden teilweise, und 
manchmal sogar aus taktischen Erwägungen, durch die 
Täter versteuert. Dafür müssen die Kolleginnen und 
Kollegen der Steuerbehörden besser geschult werden.

6. �Die Gemeinsamen Finanzermittlungsgruppen (GFG) 
von Zoll und Polizei müssen weiterentwickelt wer-
den. Ziel ist es, für eine noch stärkere Bündelung der 
Kompetenzen der polizeilichen Bundes- und Landesbe-
hörden unter Mitwirkung der Steuerfahndungen zu sor-
gen, damit dort eine gemeinsame Bearbeitung von ver-
fahrensunabhängigen Finanzermittlungen sowie eine 
verstärkte Abschöpfung inkriminierter Gelder besser 
gelingen. Neben der operativ ausgerichteten GFG sollte 
in jedem Landeskriminalamt, wie z. B. beim hessischen 
LKA, auch eine Kompetenzstelle für Finanzermittlungen 
und Vermögensabschöpfung eingerichtet werden.

7. �Solange Geldwäsche an die Kenntnis einer Vortat 
geknüpft ist, ist die Waschung von Schwarzgeld zur 
(vortat-)unabhängigen und selbstständigen Dienst-
leistung geworden. Deshalb fordert die GdP eine 
Neufassung des § 261 StGB, um diese eigene krimi-
nelle und von der Vortat unabhängige Dienstleistung 
unter Strafe zu stellen.

8. �Geldwäsche mittels Bargeldverschiebung ist ohne 
Bargeldzahlung nicht denkbar. Eine gesetzliche Ober-
grenze zur Barzahlung ist einzuführen. Der Verstoß 
dagegen muss strafbar werden.
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